
 

Berufsverband Psychologischer Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutinnen und -psychotherapeuten e.V. | Bundesvorsitzende:  

Dipl.-Psych. Dr. Christina Jochim, Dipl.-Psych. Dr. Enno Maaß | Stellv. Bundesvorsitzende: Elisabeth Dallüge, M.Sc., Dipl.-Psych. Gebhard Hentschel, Dipl.-Psych. Dr. Anke Pielsticker,  

Dipl.-Psych. Michael Ruh | Deutsche Apotheker- und Ärztebank Berlin, IBAN: DE24 3006 0601 0006 8289 14 | Steuernr.: 27/620/58340 

Bundesgeschäftsstelle 

Am Karlsbad 15 

10785 Berlin 

Telefon 030 2350090  

Fax 030 23500944  

bgst@dptv.de  

www.dptv.de 

STELLUNGNAHME DER DEUTSCHEN PSYCHOTHERAPEUTENVEREINIGUNG 

(DPtV) ZU DEN ÄNDERUNGSANTRÄGEN VOM 05.07.2026 ZUM ENTWURF DES 

GESETZES ZUR STABILISIERUNG DER BEITRAGSSÄTZE IN DER GESETZLICHEN 

KRANKENVERSICHERUNG 

(ÄNDERUNGSANTRÄGE ZUM GKV-BEITRAGSSTABILISIERUNGSGESETZ) 

BERLIN, 06.07.2026 

  

Zusammenfassung 

Kurz vor der finalen Befassung des Gesundheitsausschusses mit dem GKV-

Beitragsstabilisierungsgesetz wurden heute Änderungsanträge zum Gesetzentwurf 

bekannt, die eine weitere Verschlechterung der Regelungen zur psychotherapeutischen 

Vergütung vorsehen. Die neuen Vorschläge sehen vor, den Anspruch auf eine 

angemessene Vergütung zeitgebundener psychotherapeutischer Leistungen im SGB V zu 

streichen, obwohl dieser durch die ständige Rechtsprechung des BSG vielfach bestätigt 

ist. Damit wird die Finanzierung der psychotherapeutischen Versorgung nachhaltig 

gefährdet und über Jahre mühsam errungenen Erfolge in der psychotherapeutischen 

Versorgung werden zunichte gemacht.  

Dabei ist irritierend, dass in den Begründungen zu den Änderungsanträgen selbst negative 

Auswirkungen auf die psychotherapeutische Versorgung angenommen und durch eine 

Übergangsregelung abgemildert werden sollen, sodass “(...) keine kurzfristigen 

Therapieabbrüche erfolgen müssen”.  

Die Deutsche PsychotherapeutenVereinigung e.V. (DPtV) warnt eindringlich davor, die 

Vergütungsstrukturen der ambulanten Psychotherapie weiter zu erodieren und damit die 

psychotherapeutische Versorgung unmittelbar einzuschränken. 

Durch die nun vorgesehenen Änderungen werden die bisherigen Auswirkungen einer 

gedeckelten extrabudgetären Vergütung drastisch verschärft und erhebliche 

Auswirkungen auf die Versorgung bedingt. Eine Sicherstellung der bisher gewohnten 

psychotherapeutischen Versorgung ist damit nicht weiter möglich. 

Die DPtV wirbt weiter eindringlich dafür, dass die gesetzliche Klarstellung der 

extrabudgetären Vergütung der psychotherapeutischen Leistungen als das angemessene 

Mittel der Wahl gesehen werden muss, um den wachsenden Auswirkungen psychischer 

Erkrankungen und deren Folgekosten in der gesetzlichen Krankenversicherung entgegnen 

zu können. 

 

Detaillierte Einschätzung der DPtV zu den Änderungsanträgen 

1. Nach aktuellem Stand soll § 87 Abs. 2c Satz 8 SGB V, der bisher die Vorgabe einer 

angemessenen Höhe der Vergütung je Zeiteinheit im Rahmen der Bewertungen nach 

dem EBM enthält, gestrichen werden (Nr. 31 d) bb) der Beschlussempfehlung). 

Zugleich soll § 87 b Abs. 2 Satz 4 SGB V in der bisherigen Fassung ersatzlos entfallen, 

wonach auch der Verteilungsmaßstab Regelungen für eine angemessene Vergütung 

der psychotherapeutischen Leistungen je Zeiteinheit zu treffen hat. 
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2. Die bestehenden Regelungen existieren, weil sie verfassungsrechtlich geboten 

sind. Mit den Urteilen vom 20. Januar 1999 (BSGE 83, 205 = SozR 3-2500 § 85 Nr.29), 

25. August 1999 (BSGE 84, 23 5 = SozR 2500 § 85 Nr.33) sowie vom 12. September 

2001 (BSGE 89,1 = SozR 3-2500 § 85 Nr. 41) hatte das BSG verfassungsrechtlich 

hergeleitete Mindeststandards für die Vergütung genehmigungspflichtiger und 

zeitgebundener psychotherapeutischer Leistungen entwickelt. Die Verteilung der 

Gesamtvergütung durch die KVen müsse dem aus Art. 12 Abs. 1 GG i.V.m. Art. 3 Abs. 

1 GG abzuleitende Gebot der Honorarverteilungsgerechtigkeit genügen. Dies war die 

Geburtsstunde der Modellrechnung des BSG, die bis heute Gültigkeit in der 

Rechtsprechung hat und den Bewertungen der zeitgebundenen 

psychotherapeutischen Leistungen nach dem EBM zugrunde liegt. 

 
3. Die Grundsätze des BSG für die Honorierung der zeitgebundenen und 

genehmigungspflichtigen psychotherapeutischen Leistungen nach Abschnitt G IV 

EBM a.F. wurden mit § 85 Abs. 4 Satz 4 SGB V (in der Fassung des zum 1. Januar 

2000 in Kraft getretenen Art. 1 Nr. 36 des Gesetzes zur Reform der gesetzlichen 

Krankenversicherung ab dem Jahr 2000 (GKVRefG 2000 vom 22. Dezember 1999, 

BGBl. I S. 2626) sodann erstmals kodifiziert. Durch das GKV-WSG (Gesetz zur 

Stärkung des Wettbewerbs in der gesetzlichen Krankenversicherung GKV-

Wettbewerbsstärkungsgesetz – GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetz – GKV-WSG v. 

26. März 2007, BGBl. I S. 378) wurden die rechtlichen Grundlagen insofern 

umgestaltet, als die Aufgabe der Gewährleistung einer angemessenen Vergütung je 

Zeiteinheit vorher nur dem Verteilungsmaßstab und seitdem auch dem EBM zukam. 

 
4. Das BSG hat die gesetzliche Anordnung stets ausdrücklich als Kodifikation der 

eigenen Rechtsprechung begriffen (Urt. v. 28.1.2004 – B 6 KA 52/03 R). Entfallen 

diese Regelungen, bleibt der verfassungsrechtliche Hintergrund, der sie 

gebietet, auch weiterhin bestehen. Die Modellrechnung des BSG markiert die 

Grenze zur Überschreitung des Willkürverbotes und damit zum Verstoß gegen Art. 3 

Abs. 1 GG. Vor diesem Hintergrund und weil die Stützungsverpflichtungen 

zunächst aus dem Hausarzttopf, dann auch dem Facharzttopf 

verfassungsrechtlich geboten waren, führt die Aufhebung von §§ 87 Abs. 2c Satz 

8, 87b Abs. 2 Satz 4 SGB V nicht dazu, dass der verfassungsrechtlich gebotene 

Maßstab suspendiert wird.  

 

5. Die Streichung dieser Regelung bewirkt damit grundsätzlich keine Ersparnis von 

Aufwendungen, sondern eine Verunsicherung aller Akteure und damit eine weitere 

Erhöhung der Streitanfälligkeit.  Daher lässt sich folgende Prognose anstellen: Die 

Aufhebung von §§ 87 Abs. 2c Satz 8, 87b Abs. 2 Satz 4 SGB V wird u.U. ein erhebliches 

Maß an Verunsicherung und insoweit tatsächlich zunächst zur Folge haben, dass die 

zeitgebundenen psychotherapeutischen Leistungen unterhalb des verfassungsrechtlich 

geschützten Niveaus vergütet werden. Zu erwarten wäre dann, dass das BSG diese 

Vergütung auf der Grundlage seiner ständigen Rechtsprechung an Art. 3 Abs. 1 GG 

misst. Für eine Nachvergütung müssten über mehrere Jahre Rückstellungen gebildet 
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werden, sodass diese Mittel für die Versorgung einstweilen nicht zur Verfügung stehen. 

Die beabsichtigte Regelung erhöht also das Konfliktpotenzial erheblich. 

 

6. Auch weiterhin muss davon ausgegangen werden, dass das GKV-StabG erhebliche 

Auswirkungen auf die Sicherstellung der ambulanten vertragspsychotherapeutischen 

Versorgung und auf die im System der Sachleistung zur Verfügung stehenden 

Therapieplätze und Wartezeiten hätte. Die beabsichtigte Regelung des § 87b Abs. 2 

Satz 7 n.F., wonach die am 31.12.2026 noch offenen Kontingente einer Richtlinien-

Psychotherapie im Ergebnis bis zum 31.12.2027 noch weiter nach bisherigem Recht 

vergütet werden, zeigt u.E. deutlich auf, dass sich die Akteure dieser Auswirkungen 

bewusst sind. Zudem wird noch einmal darauf verwiesen, dass unter den gegebenen 

Umständen unmöglich sein wird, eine relevante Zahl von Plätzen für den ambulanten 

Abschnitt der Weiterbildung künftiger Fachpsychotherapeut*innen zur Verfügung zu 

stellen. Aus Sicht der Deutschen PsychotherapeutenVereinigung werden die 

Versorgungsstrukturen daher auf Jahre, wenn nicht auf Jahrzehnte hinaus gefährdet. 
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